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Amtliche 
Bekanntmachungen

Ortsübliche Bekanntmachung 
des Einleitungsbeschlusses 
gemäß § 2 Absatz 1 Bauge-
setzbuch (BauGB) für das Ver-
fahren zur Herausnahme der 
„Trassenführung in Prüfung“ 
für den Bereich zwischen Her-
zogenauracher Straße und der 
verlängerten Rezatstraße (soge-
nannte Westumgehung Fürth); 
FNP-Änderungsnummer: 2012.11
Der Stadtrat der Stadt Fürth hat mit 
Beschluss vom 25. Juli 2012 das Ver-
fahren zur Änderung des wirksamen 
Flächennutzungsplanes mit integrier-
tem Landschaftsplan zur Herausnah-
me der „Trassenführung in Prüfung“ 
für den Bereich zwischen Herzogen-
auracher Straße und der verlängerten 
Rezatstraße förmlich eingeleitet.
Der Beschluss, den Flächennutzungs-
plan mit integriertem Landschafts-
plan zu ändern, wird hiermit gemäß  
§ 2 Absatz 1 BauGB ortsüblich be-
kannt gemacht.
Fürth, 10. September 2012, STADT 
FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung ei-
ner Baugenehmigung gemäß Ar-
tikel 66 Absatz 2 Satz 4 der Baye-
rischen Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Errichtung eines Ball-
fangzaunes inklusive einer Zauntüre 
am Hans-Lohnert-Sportgelände
Grundstück: Schwabacher Straße 
224, Gemarkung Fürth, Flur-Num-
mer 1078
Antragsteller: STADT FÜRTH, 
Grünflächenamt, 90744 Fürth
Baugenehmigung nach Artikel 66 
BayBO 
Wir haben Ihren Antrag geprüft und 
erteilen gemäß Artikel 66 der Bay-
erischen Bauordnung (BayBO) die 
Baugenehmigung für oben genannte 
bauliche Anlage.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage beim Bayer. 
Verwaltungsgericht Ansbach, Post-
anschrift: Postfach 6 16, 91511 Ans-

bach, Hausanschrift: Promenade  24, 
91522  Ansbach, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle die-
ses Gerichtes erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, die 

Beklagte (STADT FÜRTH) und 
den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll ein-
en bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sol-

len angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen 

In aller Kürze
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Amtliche Bekanntmachungen

Maßnahme: Einbau von zwei Fre-
quenzumformern zur Drehzahlrege-
lung der Umwälzpumpen des Faulbe-
hälters 1;
Art der Leistung: Umbau der 
Schaltanlagen: Elektrotechnische 
Ausrüstung;
Lieferung, Montage und Demontage 
sowie Inbetriebnahme der elektro-
technischen Ausrüstung. Ein Stück 
Schaltschrank, zwei Frequenzum-
former mit einer Leistung von 70 
KW zur Regelung der Umwälzpum-
pen des Faulturmes, Abgänge für 
Pumpen und Anbindung über die 
Fernwirktechnik an das vorhandene 
Prozessleitsystem (Fabr. Schraml), 
Erstellung, Einbindung und Ände-
rung von Anlagenbildern mit dyna-
mischen Datenpunkten, Einbindung 
ins Berichtswesen der Hauptklär-
anlage, Kabelverlegesysteme, Ver-
kabelung mit Anschlussarbeiten, 
Installationsmaterial, Vor-Ort-Steu-
ergeräte, Dokumentation in CAD. 
Ort der Ausführung: Hauptklär-
anlage Fürth, 90765 Fürth, Erlanger 
Straße 105. 
Voraussichtliche Ausführungszeit: 
KW 47/2012 bis KW 3/2013.
Angebotseröffnung: 25. Oktober 
2012 um 11 Uhr.

Öffentliche  
Ausschreibung

Öffentliche  
Ausschreibung

Öffentlicher Auftraggeber (Verga-
bestelle): Stadt Fürth, Bauverwal-
tungsamt, Hirschenstraße 2, Telefon 
974-31 06, Fax 974-31 08, E-Mail 
submission@fuerth.de, Internet 
www.fuerth.de. 
Den Volltext der Bekanntmachung 
finden Sie ausschließlich im Internet 
auf der Seite www.fuerth.de/Aus-
schreibungen.
Ausführung von Dienstleistungen 
Vergabeverfahren: Öffentliche Aus-
schreibung nach VOL im Zeitvertrag.
Maßnahme: Transportleistungen.
Art der Leistung: Transport von Ab-
fällen von den Recyclinghöfen.
Ort der Ausführung: Recyclinghof 
Fürth Ost und Recyclinghof Atzen-
hof.
Voraussichtliche Ausführungszeit: 
1. März 2013 bis 28. Februar 2014, 
mit der Möglichkeit der Verlängerung 
um ein weiteres Jahr bis 28. Februar 
2015.
Angebotseröffnung: Mittwoch, 31. 
Oktober 2012, 12 Uhr.

sollen vier Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nach-
bar) gegen diesen Bescheid hat 
keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212a Absatz 1 Baugesetzbuch − 
BauGB).
Möglich ist ein Antrag zum Ver-
waltungsgericht Ansbach, die auf-
schiebende Wirkung der Klage wie-
der herzustellen (§§ 80a i. V. m. 80 
Absatz  5 Verwaltungsgerichtsord-
nung − VwGO).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung
Durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung vom 21. 
Juni 2007 wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des öffentli-
chen Baurechts und des Denkmal-
schutzrechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen 
Bescheid Widerspruch einzulegen. 
Die Klageerhebung in elekt-
ronischer Form (zum Beispiel 
durch E-Mail) ist unzulässig. 
Kraft Bundesrechts ist bei Rechts-
schutzanträgen zum Verwaltungsge-
richt seit 1. Juli 2004 grundsätzlich 
ein Gebührenvorschuss zu entrichten.
Hinweis:
Die Rechtsmittelfrist beginnt mit 
dem Tag der Veröffentlichung des 
Bescheides in der StadtZEITUNG 
der STADT FÜRTH. 
Die Akte des Genehmigungsver-
fahrens kann bei der Bauaufsicht, 
Hirschenstraße 2, Zimmer 133, 
eingesehen werden.

KORREKTURABZUG

23.08.2012
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WERBEAGENTUR
Manteuffelstraße 35 
90431 Nürnberg
Telefon 0911 438438 
Telefax 0911 437094
astor-werbung@t-online.de
www.astor-werbeagentur.de
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Ihre Bewerbung senden Sie bitte bis zum 12. Oktober 2012 an 
das Personalamt der Stadt Fürth, Personalentwicklung, Aus- und 
Fortbildung, 90744 Fürth oder an ausbildung@fuerth.de. 

Denkmalstadt · Solarstadt · Wissenschaftsstadt 

www.fuerth.de

Fürth, mittelfränkische Großstadt mit 
über 116000 Einwohnern, hat viel zu 
bieten: weitläufi ge Grünfl ächen, ein 
vielfältiges Freizeitangebot, eine fa -
milienfreundliche Infrastruktur und 
ein entspannter Wohnungsmarkt 
sor   gen für hohe Lebensqualität. Über 
2000 Baudenkmäler – die höchste 
Denkmaldichte Bayerns – machen 
Fürth aber auch zur DENKMAL STADT. 
Mit der Förderung umwelt freund licher 
Energiegewinnung wur de Fürth au-
ßerdem zur SOLAR STADT gekürt und 
bekam als Standort innovativer Tech-
niken als erste in Bayern den Titel 
WISSENSCHAFTSSTADT verliehen. 
Fürth freut sich auf Ihre Bewerbung!

Die Stadt Fürth fördert die berufl iche Gleichstellung von Frauen und Männern und verfolgt eine Politik der Chancen-
gleichheit. Sie begrüßt Bewerbungen von Personen unabhängig von deren Nationalität und Herkunft. Schwerbehinderte 
Bewerberinnen und Bewerber werden bei gleicher Eignung besonders berücksichtigt.

Ausbildung bei der Stadt Fürth 2013
Die Stadt Fürth sucht zum 1. September 2013 fünf Nach-
wuchskräfte für eine Erstausbildung zur/zum

Verwaltungsfachangestellte/n 
(Fachrichtung Allgemeine Innere Verwaltung
des Freistaates Bayern und Kommunalverwaltung)
Genaue Angaben zu  Inhalten und Profi l der Ausbildung 
fi nden Sie im Internet unter www.fuerth.de/Stellen-
ausschreibungen oder können Sie unter Telefon (0911) 974-
1341 oder -1342 anfordern.

KORREKTURABZUG

14.09.2012
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WERBEAGENTUR
Manteuffelstraße 35 
90431 Nürnberg
Telefon 0911 438438 
Telefax 0911 437094
astor-werbung@t-online.de
www.astor-werbeagentur.de
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Bewerbungen werden bis 17. Oktober 2012 an die Stadt 
Fürth, Personalamt/Arbn/S, 90744 Fürth, erbeten.

Denkmalstadt · Solarstadt · Wissenschaftsstadt 

www.fuerth.de

Fürth, mittelfränkische Großstadt mit 
über 116000 Einwohnern, hat viel zu 
bieten: weitläufi ge Grünfl ächen, ein 
vielfältiges Freizeitangebot, eine fa -
milienfreundliche Infrastruktur und 
ein entspannter Wohnungsmarkt 
sor   gen für hohe Lebensqualität. Über 
2000 Baudenkmäler – die höchste 
Denkmaldichte Bayerns – machen 
Fürth aber auch zur DENKMAL STADT. 
Mit der Förderung umwelt freund licher 
Energiegewinnung wur de Fürth au-
ßerdem zur SOLAR STADT gekürt und 
bekam als Standort innovativer Tech-
niken als erste in Bayern den Titel 
WISSENSCHAFTSSTADT verliehen. 
Fürth freut sich auf Ihre Bewerbung!

Die Stadt Fürth fördert die berufl iche Gleichstellung von Frauen und Männern 
und verfolgt eine Politik der Chancengleichheit. Schwerbehinderte Bewerberin-
nen und Bewerber werden bei gleicher Eignung besonders berücksichtigt.

Die Stadt Fürth sucht für das Tiefbauamt/Abteilung Bauhof 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt eine/n

Betriebsmeister/in 
im Straßenunterhalt
in Vollzeit (EGr 8 TVöD).
Genaue Angaben zu Bewerbungsvoraussetzungen, 
Inhalt und Profi l der Stelle fi nden Sie im Internet 
unter www.fuerth.de/Stellenausschreibungen oder
können Sie unter Tel. (0911) 974-1312 anfordern.

KORREKTURABZUG

18.09.2012
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WERBEAGENTUR
Manteuffelstraße 35 
90431 Nürnberg
Telefon 0911 438438 
Telefax 0911 437094
astor-werbung@t-online.de
www.astor-werbeagentur.de
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Bewerbungen werden bis 31. Oktober 2012 an die Stadt 
Fürth, Personalamt/Arbn/S, 90744 Fürth, erbeten.

Denkmalstadt · Solarstadt · Wissenschaftsstadt 

www.fuerth.de

Fürth, mittelfränkische Großstadt mit 
über 116000 Einwohnern, hat viel zu 
bieten: weitläufi ge Grünfl ächen, ein 
vielfältiges Freizeitangebot, eine fa -
milienfreundliche Infrastruktur und 
ein entspannter Wohnungsmarkt 
sor   gen für hohe Lebensqualität. Über 
2000 Baudenkmäler – die höchste 
Denkmaldichte Bayerns – machen 
Fürth aber auch zur DENKMAL STADT. 
Mit der Förderung umwelt freund licher 
Energiegewinnung wur de Fürth au-
ßerdem zur SOLAR STADT gekürt und 
bekam als Standort innovativer Tech-
niken als erste in Bayern den Titel 
WISSENSCHAFTSSTADT verliehen. 
Fürth freut sich auf Ihre Bewerbung!

Die Stadt Fürth fördert die berufl iche Gleichstellung von Frauen und Männern 
und verfolgt eine Politik der Chancengleichheit. Schwerbehinderte Bewerberin-
nen und Bewerber werden bei gleicher Eignung besonders berücksichtigt.

Die Stadt Fürth sucht für die städtische Volksbücherei zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt eine/einen

Bibliotheksleiterin
Bibliotheksleiter 
in Vollzeit, EGr 11.
Genaue Angaben zu Aufgaben und Profi l der 
Stelle fi nden Sie im Internet unter www.fuerth.
de/Stellenausschreibungen oder können Sie unter Tel. 
(0911) 974-1312 anfordern.

Öffentlicher Ausschreibung nach 
VOB/A
Öffentlicher Auftraggeber (Verga-
bestelle): Stadt Fürth, Stadtentwässe-
rung Fürth, Hirschenstraße 2, 90762 
Fürth, Telefon 974-31 06, Fax 974-31 
08, E-Mail submission@fuerth.de, 
Internet www.fuerth.de.
Den Volltext der Bekanntmachung 
finden Sie ausschließlich im Internet 
auf der Seite www.fuerth.de unter 
Fürther Rathaus/Ausschreibungen.
Ausführung von Bauleistungen
Vergabeverfahren: Öffentliche Aus-
schreibung nach VOB/A. 
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Arbeitspreise Grundpreise jährlich

Netto Brutto Netto Brutto

ct/kWh €/MWh ct/kWh €/MWh €/kW €/kW
Wärmelieferung 7,32 73,20 8,71 87,11 34,60 41,17

Fernwärmepreise ab 1. OktOber 2012

Arbeitspreise Messpreise Grundpreise jährlich

Netto Brutto Netto Brutto Netto Brutto

€/m³ €/m³ €/Jahr €/Jahr €/m² €/m²
Trinkwarmwasser* 7,45 8,87 18,40 21,90 1,55 1,84

(* bei separater Trinkwarmwasserwärmung im Versorgungsgebiet „Auf der Schwand“)

Die Bruttopreise beinhalten die Mehrwertsteuer (derzeit 19 Prozent) und sind auf die zweite Stelle 
nach dem Komma gerundet.

Die Berechnung der Fernwärmepreise erfolgt unter Berücksichtigung unterschiedlicher Indices, 
die in den „Ergänzenden Bedingungen“ zur AVBFernwärmeV unter 14.2 und 14.3 genauer er-
läutert sind. Die „Ergänzenden Bedingungen“ sind im Internet unter www.infra-fuerth.de/de/
energie/fernwaerme/avb_fernwaermeversorgung jederzeit abrufbar. Gemäß 14.8 weist die infra 
im Rahmen des Preisblattes die jeweils geänderten Indices aus.

Indices zum 1. Oktober 2012:
Arbeitspreis: G = 143,9; FW = 145,2; IG = 104,8; L = 120,3; ST = 137,7; NF = 120,2
Grundpreis: IG = 103,7; L = 117,1
  

Die infra informiert:
Sinkende Fernwärmepreise 
zum 1. Oktober 2012
Eine neue Berechnungsgrundlage beschert den Fernwärmekunden der infra zum 1. Oktober 
2012 sinkende Preise. Grund für die Überarbeitung ist eine veränderte Kostenstruktur der Wär-
meerzeugungsanlagen der infra. So fließen zukünftig die Kosten der Um- und Neubauten für 
zum Beispiel effiziente und umweltschonende Blockheizkraftwerke oder das Bio-Energie-Zen-
trum in die Preisgestaltung ein. Hinzu kommt ein neuer Gasbezugsvertrag zwischen der infra 
und deren Vorlieferanten zum 1. Oktober 2012, der sich ebenfalls auswirkt.
Um allen Anforderungen gerecht zu werden, wurden die für den Wärmeerzeugungsprozess 
maßgeblich relevanten Kostenblöcke untersucht. Eine renommierte Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft unterstützte die infra bei der Entwicklung der Preisformel und in einschlägigen Rechtsfra-
gen. Ziel war, eine sachgerechte Formel zu finden, die den Wärmekunden weiterhin einen an-
legbaren und fairen Preis bietet.
Ergebnis sind nun neue Fernwärme- und Trinkwarmwasserpreisformeln, die in den „Ergän-
zenden Bedingungen“ zur AVBFernwärmeV enthalten und im Anschluss an die neuen Preise 
zum 1. Oktober 2012, ebenfalls in dieser Ausgabe des Amtsblattes, veröffentlicht sind.
Die neuen Preisstellungen mit den etwas niedrigeren Arbeitspreisen und deutlich gesenkten 
Grundpreisen bilden nun exakt die Kostenstruktur der Wärmeerzeugung der infra ab. Es erge-
ben sich für alle Kunden Preisvorteile, unabhängig von der individuellen Benutzungsstruktur.
Für ein Einfamilienhaus mit zehn Kilowatt (kW) Anschlusswert und einer Jahresmenge von sechs 
Megawattstunden (MWh) bedeutet dies konkret eine Ersparnis von 83,08 Euro pro Jahr; dies 
entspricht einer Preissenkung von gut acht Prozent.

Ergänzende Bedingungen (Anlage 1) zur Verordnung über die Allgemeinen Bedingungen 
für die Versorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV) 
Ergänzende Bedingungen gültig ab 1. Oktober 2012

1. Geltungsbereich, Regelungsumfang und Kollision
1.1 Die Ergänzenden Bedingungen gelten für den Anschluss und die Versorgung des Kunden mit 
Fernwärme zu allgemeinen Versorgungsbedingungen im Sinne von § 1 Abs. 1 der Verordnung über 
Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV) vom 20. Juni 1980 
(Anlage 1) im Versorgungsgebiet der infra fürth gmbh, nachfolgend „infra“ genannt (Tarifkunden-
Versorgung).
1.2 Für den mit dem Kunden geschlossenen Anschlussvertrag und/oder Fernwärmeversor-
gungsvertrag  gelten die §§ 2 bis 34 AVBFernwärmeV in der jeweils aktuellen Fassung. Sollte 
die AVBFernwärmeV ersetzt werden, so treten die neue Verordnung oder Verordnungen zum 
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens automatisch an die Stelle der AVBFernwärmeV.
1.3 Diese Ergänzenden Bedingungen gelten in Ergänzung zu dem zwischen der infra und dem 
Kunden ausdrücklich oder konkludent nach § 2 Abs. 2 AVBFernwärmeV geschlossenen Anschluss-
vertrag und/oder Fernwärmeversorgungsvertrag und den §§ 2 bis 34 AVBFernwärmeV. Ergänzend 
gelten das Preisblatt „Fernwärme Tarifkunden“ (Anlage 2), das Preisblatt „Zusatzleistungen Netz“, 
das Preisblatt „Zusatzleistungen Vertrieb“ und die Technischen Anschlussbedingungen (TAB). Die 
Gesamtheit der Regelungen nach Satz 1 und 2 wird im Folgenden auch als „Vertrag“ bezeichnet.
1.4 Der Kunde ist verpflichtet, auf Verlangen der infra den Abschluss und das Fortbestehen eines 
Vertrages über die Herstellung und Nutzung eines Anschlusses an das Fernwärmenetz nachzuwei-
sen, sofern lediglich ein Fernwärmeversorgungsvertrag abgeschlossen wird. Ist der Kunde nicht Ei-
gentümer des Versorgungsobjekts, ist er verpflichtet, auf Verlangen der infra die Zustimmung des 
Grundstückseigentümers des Versorgungsobjekts zur Anschlussnutzung nachzuweisen. § 8 Abs. 
5 AVBFernwärmeV bleibt unberührt. Bei einem Verstoß gegen Satz 1 oder 2 ist die infra berech-
tigt, den Vertrag außerordentlich mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsende zu kündigen.
1.5 Frühere Anschluss- und/oder Fernwärmeversorgungsverträge mit dem Kunden für das gleiche 
Versorgungsobjekt werden jeweils durch zeitlich spätere, schriftliche Anschluss- und/oder Fernwär-
meversorgungsverträge ersetzt. Bei einem Widerspruch des Vertrages zu den §§ 2 bis 34 AVBFern-
wärmeV gelten letztere vorrangig, bei einem Widerspruch zwischen Vertrag und den sonstigen 
Vertragsbestandteilen gemäß 1.3 gilt der Vertrag als Individualvereinbarung vorrangig, bei einem 
Widerspruch zwischen sonstigen Vertragsbestandteilen untereinander hat der Vertragsbestandteil 
mit der jeweils niedrigeren Anlagennummerierung Vorrang vor dem Vertragsbestandteil mit der 
höheren Anlagennummerierung.
1.6 Mit Inkrafttreten dieser Fassung der „Ergänzenden Bedingungen für die Versorgung mit Fern-
wärme“ zum 1. Oktober 2012 wird deren bisherige Fassung ungültig.

2. Vertragsabschluss
2.1 Die infra schließt ausdrückliche Anschluss- und/oder Versorgungsverträge nach § 2 Abs. 1 
Satz 1 AVBFernwärmeV grundsätzlich nur mit dem Eigentümer des Grundstückes/Gebäudes oder 
mit dem Erbbauberechtigten, Nießbraucher oder Inhaber ähnlicher dinglicher Rechte an dem zu 
versorgenden Grundstück/Gebäude ab. § 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 sowie § 32 Abs. 4 AVBFern-
wärmeV bleiben unberührt.

2.2 Bei Eigentumswohnungen in Mehrfamilienhäusern wird der Anschluss- und/oder Versor-
gungsvertrag mit der Wohnungseigentümergemeinschaft, gegebenenfalls vertreten durch den 
bevollmächtigten Verwalter, abgeschlossen.

3. Vertragsgegenstand (Kardinalpflichten)
3.1 Die infra ist verpflichtet, zu den in diesen Ergänzenden Bedingungen vereinbarten Bedingun-
gen den Anschluss herzustellen bzw. zu ändern und in Betrieb zu setzen sowie den Kunden mit 
Fernwärme zu beliefern und die vereinbarte Anschlussleistung vorzuhalten.
3.2 Der Kunde als Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Anschlussherstellung bzw. -änderung 
und –inbetriebsetzung zu den in diesen Ergänzenden Bedingungen vereinbarten Bedingungen zu 
bezahlen. Er ist als Fernwärmekunde verpflichtet, die Fernwärme zu den in diesen Ergänzenden 
Bedingungen vereinbarten Bedingungen abzunehmen und zu bezahlen.

4. Umfang und Art der Versorgung und Mitteilungspflichten
4.1 Die Fernwärme wird zu den im Vertrag genannten Zwecken von der infra ganzjährig an der 
Übergabestelle zur Verfügung gestellt. Die Übergabestelle ist die Eigentums-, Liefer- und Leis-
tungsgrenze, wie sie sich aus den TAB ergibt. 
4.2 Als Wärmeträger dient Heizwasser. Es bleibt Eigentum der infra und darf nicht entnommen 
oder verändert werden. Vor- und Rücklauftemperatur ergeben sich aus den TAB.
4.3 Die zwischen dem Kunden und der infra vereinbarte Anschlussleistung wird nach Maßgabe 
der TAB vom Kunden durch Beauftragung einer Fachfirma ermittelt. Die infra übernimmt keine 
Haftung für die Richtigkeit oder Plausibilität der Bedarfsangaben des Kunden und der vereinbar-
ten Anschlussleistung.
4.4 Über die für das Versorgungsobjekt vereinbarte Anschlussleistung hinaus besteht keine Ver-
pflichtung der infra, Fernwärme an den Kunden zu liefern.
4.5 Die infra erklärt sich bereit, auf Verlangen des Kunden eine höhere als die vereinbarte An-
schlussleistung zur Verfügung zu stellen, sofern ihr dies technisch und wirtschaftlich ohne eine 
Erweiterung des Anschlusses möglich ist. Eine vorübergehende Mehrlieferung begründet keine 
Verpflichtung zur Bereitstellung der erhöhten Leistung. Die Erhöhung der vereinbarten Anschluss-
leistung wird mit Abschluss einer schriftlichen Vereinbarung wirksam.
4.6 Der Kunde verpflichtet sich, seinen gesamten Wärmebedarf für das Versorgungsobjekt aus-
schließlich mit Fernwärme der infra zu decken. Das Recht des Kunden zur Anpassung der verein-
barten Anschlussleistung nach § 3 AVBFernwärmeV bleibt unberührt.
4.7 Bei einer Beschränkung der vereinbarten Anschlussleistung nach § 3 AVBFernwärmeV bleibt 
die Verpflichtung zur Zahlung des verbrauchsunabhängigen Entgelts unberührt, soweit und so-
lange die infra die frei gewordene Anschlussleistung nicht durch einen nach Zugang des An-
passungsbegehrens des Kunden mit einem Dritten abgeschlossenen Fernwärmelieferungsvertrag 
kompensieren kann. Der Nachweis eines geringeren Schadens bleibt dem Kunden unbenommen.
4.8 Änderungen und Erweiterungen der Kundenanlage hat der Kunde der infra schriftlich mit-
zuteilen (§ 15 Absatz 2 AVBFernwärmeV), soweit sich dadurch preisliche Bemessungsgrößen 
ändern oder sich die vorzuhaltende Leistung erhöht. Insbesondere ist die infra davon rechtzeitig 
zu unterrichten, wenn beabsichtigt wird, regenerative Energiequellen zu nutzen. Ansonsten ver-
zichtet der Kunde darauf, die Wärme für die im Vertrag vereinbarten Zwecke selbst zu erzeugen 
oder von dritter Seite zu beziehen.

5. Hausanschluss
5.1 Jede Liegenschaft, die eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet und jedes Gebäude, dem 
eine eigene Hausnummer zugeteilt ist, ist über einen eigenen Hausanschluss anzuschließen. § 10 
Abs. 3 AVBFernwärmeV bleibt im Übrigen unberührt.
5.2 Der Anschlussnehmer stellt die für den Hausanschluss erforderlichen Grundstücksflächen 
und Räumlichkeiten unentgeltlich zur Verfügung. Die §§ 10 und 11 AVBFernwärmeV bleiben 
unberührt.
5.3 Die infra ist berechtigt, den Hausanschluss außer Betrieb zu nehmen und abzutrennen, wenn 
der Vertrag beendet wird. Der Anschlussnehmer erstattet die dafür anfallenden Kosten.

6. Baukostenzuschüsse (BKZ) gem. § 9 AVBFernwärmeV
6.1 Der Kunde als Anschlussnehmer zahlt der infra bei Anschluss seines Vorhabens an das Lei-
tungsnetz der infra bzw. bei Erhöhung seiner Leistungsanforderungen und dadurch erforderlich 
werdender Veränderungen am Hausanschluss einen angemessenen Baukostenzuschuss zur teil-
weisen Abdeckung der bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendigen Kosten für die Erstel-
lung oder Verstärkung von der zur örtlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen gemäß § 
9 Abs. 1 Satz 1 AVBFernwärmeV.
6.2 Der Anschlussnehmer zahlt einen weiteren Baukostenzuschuss, wenn er seine Leistungsan-
forderung wesentlich erhöht. 
6.3 Die Baukostenzuschüsse berechnen sich nach Maßgabe der §§ 9 Abs. 1, 2 und 4 AVBFern-
wärmeV. Berechnungsgrundlage sind 70 v. H. der notwendigen Kosten für die Erstellung oder 
Verstärkung von der zur örtlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen, die sich dem Ver-
sorgungsgebiet zurechnen lassen.

7. Hausanschlusskosten gem. § 10 AVBFernwärmeV
7.1 Der Kunde als Anschlussnehmer erstattet der infra die notwendigen Kosten für die Erstellung 
eines Hausanschlusses und für die Veränderungen des Hausanschlusses, die durch eine Änderung 
oder Erweiterung seiner Anlage erforderlich oder aus anderen Gründen von ihm veranlasst wer-
den gemäß § 10 Abs. 5 AVBFernwärmeV.
7.2 Die Kosten können durch die infra pauschal berechnet werden nach den durchschnittlich anfal-
lenden Kosten für vergleichbare Hausanschlüsse im Versorgungsgebiet. § 315 BGB bleibt unberührt.

8. Inbetriebsetzung der Kundenanlage
8.1 Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage erfolgt durch die infra bzw. deren Beauftragte auf 
Antrag. Die Kosten für die Erstinbetriebsetzung sind im Grundpreis enthalten.
8.2 Ist eine beantragte Inbetriebsetzung der Kundenanlage aus Gründen, die der Kunde zu ver-
treten hat, nicht möglich, so erstattet der Kunde hierfür sowie für alle etwaigen weiteren Inbe-
triebsetzungsversuche den zusätzlichen Mehraufwand.
8.3 Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage erfolgt in der Regel zugleich mit der Anbringung des 
Wärmezählers durch die infra.
8.4 Die infra ist berechtigt, sich die Inbetriebsetzung bis zur Bezahlung der Hausanschlusskosten, 
des Baukostenzuschusses und sonstiger fälliger Forderungen vorzubehalten.
8.5 Der Kunde haftet für eine von ihm zu vertretende Wiederanbringung von infra-eigenen 
Plombenverschlüssen auch nach den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) über 
unerlaubte Handlungen. Beschädigungen von Plomben sind der infra unverzüglich zu melden. 
Die für die Wiederanbringung der Plomben anfallenden Kosten sind vom Kunden zu erstatten.

9. Haftung
9.1 Die infra haftet für Schäden infolge von Unterbrechungen der Fernwärmeversorgung und 
Unregelmäßigkeiten der Fernwärmelieferung im Rahmen des § 6 AVBFernwärmeV. 
9.2 Für sonstige Schäden haftet die infra nur, soweit diese vorsätzlich oder grob fahrlässig verur-
sacht wurden. Dies gilt nicht für Schäden, die auf der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit oder auf der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten nach § 3 (Kardinalpflichten) 
beruhen.
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9.3 Der Kunde ist berechtigt, die Fernwärme an seine Nutzungsberechtigten des Versorgungs-
objekts weiterzuleiten. Zur Weiterleitung an sonstige Dritte ist er nur nach ausdrücklicher Zu-
stimmung der infra berechtigt. Er ist im Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten verpflichtet 
sicherzustellen, dass diese gegenüber der infra aus unerlaubter Handlung keine weitergehenden 
Schadensersatzansprüche erheben können, als sie dem Anschlussnehmer nach diesem Vertrag 
und der AVBFernwärmeV (§ 6 Absatz 1 bis 3) zustehen. Gleiches gilt, wenn der Kunde als An-
schlussnehmer mit besonderer Zustimmung der infra berechtigt ist, die gelieferte Fernwärme an 
sonstige Dritte weiterzuleiten.

10. Nachprüfung von Messeinrichtungen gemäß § 19 AVBFernwärmeV
Verlangt der Kunde die Nachprüfung seiner Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder 
eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 6 Absatz 2 des Eichgesetzes und ergibt die 
Nachprüfung, dass die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden, so hat der 
Kunde die Kosten der Prüfung einschließlich aller eventuell damit verbundenen Nebenkosten (z.B. 
Verpackung, Versicherung, Versand, Auswechseln der Messeinrichtung) zu tragen.

11. Zutrittsrecht und Grundstücksnutzung
11.1 Der Kunde gestattet der infra die kostenfreie Nutzung des Versorgungsobjekts für die zum 
Zwecke der örtlichen Versorgung und zur Erfüllung der Leistungen dieses Vertrages erforderlichen 
Leitungen zur Zu- und Fortleitung von Fernwärme, sonstigen Verteilungsanlagen (insbesondere 
Übergabestation und Messeinrichtungen) und Zubehör. Die zur Nutzung überlassenen Flächen 
und Räumlichkeiten erfüllen die Anforderungen der TAB.
11.2 Der Kunde hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der infra den Zutritt zu sei-
nem Grundstück und seinen Räumen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der technischen Ein-
richtungen und zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dem Anschluss- und/oder 
Versorgungsvertrag und der AVBFernwärmeV, insbesondere zur Ablesung der Messeinrichtungen 
(§ 20 AVBFernwärmeV) oder zur Einstellung der Versorgung (§ 33 AVBFernwärmeV) erforderlich ist.
11.3 Der Kunde ist verpflichtet, seinen etwaigen Mietern und sonstigen (Mit-)Nutzern aufzuerle-
gen, das Zutrittsrecht nach Ziff. 11.2 einzuräumen. Er ist verpflichtet, die infra bei der Wahrneh-
mung ihrer Zutrittsrechte zu unterstützen.
11.4 Die unberechtigte Verweigerung des Zutritts gilt als eine andere Zuwiderhandlung im Sinne 
von § 33 Abs. 2 AVBFernwärmeV.

12. Fernwärme- und Trinkwarmwasserpreise
12.1 Für die Lieferung und Bereitstellung von Fernwärme zahlt der Kunde der infra ein Entgelt, 
das zum Teil verbrauchsabhängig (Arbeitsentgelt), zum Teil unabhängig vom Wärmeverbrauch 
des Kunden ist (Grundentgelt). Für das Versorgungsgebiet „Auf der Schwand“ zahlt der Kunde 
bei von der Fernwärme getrennter Trinkwarmwasser-Messung zusätzlich ein Arbeits-, ein Grund- 
sowie ein zusätzliches verbrauchsunabhängiges Messentgelt für Trinkwarmwasser.
12.2 Das Arbeitsentgelt für Fernwärme bemisst sich nach den an der Messeinrichtung in MWh 
erfassten Verbrauchsmengen und dem Arbeitspreis in Euro/MWh. Das Grundentgelt für Fernwär-
me bemisst sich nach der vertraglich vereinbarten Anschlussleistung in kW und dem Grundpreis 
in Euro/kW pro Jahr.
12.3 Das Arbeitsentgelt für Trinkwarmwasser bemisst sich nach den an der Messeinrichtung in m³ 
erfassten Verbrauchsmengen und dem Arbeitspreis für Trinkwarmwasser in Euro/m³. Das Grun-
dentgelt für Trinkwarmwasser bemisst sich nach der Fläche des Versorgungsobjekts in m² und 
dem Grundpreis für Trinkwarmwasser in Euro/m². Das Messentgelt ist als jährlicher Pauschalpreis 
festgelegt.
12.4 Die jeweils gültigen Preise und deren Bemessungsgrößen ergeben sich aus dem jeweils 
gültigen Preisblatt (Anlage 2).

13. Preis- und Preisgleitklauselbestimmungsrechte
13.1 Das gesetzliche Recht der infra gemäß § 4 Abs. 1 und 2 AVBFernwärmeV, allgemeine Versor-
gungsbedingungen nach billigem Ermessen ohne Zustimmung des Kunden zu ändern (allgemei-
nes gesetzliches Leistungsbestimmungsrecht), bleibt durch die folgenden, spezielleren vertragli-
chen Preisbestimmungsrechte unberührt.
13.2 Die infra ist berechtigt, bei einer unvermeidbaren Erhöhung ihrer Gesamtgestehungskosten 
für die Erzeugung, den Bezug oder die Verteilung von Fernwärme oder Trinkwarmwasser seit 
Vertragsabschluss die Preise entsprechend anzupassen.
13.3 Die infra ist berechtigt, bei Veränderung oder Neueinführung
a) von Steuern oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Abgaben und/oder
b) von sonstigen unvermeidbaren Belastungen allgemeiner Art infolge gesetzlicher Regelungen 
(z.B. EEG,  KWKG, KAV, EEWärmeV, TEHG, EDL-G etc.), die die Kosten der Erzeugung, des Be-
zugs oder der Verteilung von Fernwärme oder Trinkwarmwasser unmittelbar erhöhen, die Preise 
entsprechend anzupassen.
13.4 Die Anpassungsrechte nach Ziff. 13.2 und 13.3 bestehen nur, soweit die Kostenveränderung
a) zu einer wesentlichen Erhöhung der Gesamtgestehungskosten führt und 
b) bei Vertragsschluss nicht vorhersehbar war.
13.5 Die infra ist berechtigt, bei vorhersehbaren, aber der Höhe nach noch nicht abschätzbaren 
unmittelbaren und mittelbaren Kostensteigerungen 
a) durch die sukzessive Verringerung der kostenlosen Zuteilung von CO2-Zertifikaten aus der 
nationalen Umsetzung der europäischen Emmissionshandelsrichtlinie (RL 2009/29/EG vom 23. 
April 2009 zur Änderung der RL 2003/87/EG zwecks Verbesserung und Ausweitung des Gemein-
schaftssystems für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten) durch das Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetz (TEHG) und Zuteilungsgesetz 2012 (ZuG 2012);
b) durch den Wegfall der europarechtlichen Genehmigung der Privilegierungen des Energie- und 
Stromsteuergesetzes;
c) durch das Energiedienstleistungsgesetz;
die die Kosten der Erzeugung, des Bezugs oder der Verteilung von Fernwärme unmittelbar oder 
mittelbar verteuern, die Preise entsprechend anzupassen. Ziff. 13.4 a) gilt entsprechend.
13.6 Eine Kostenveränderung ist insbesondere dann wesentlich im Sinne von Ziff. 13.2 bis 13.5, wenn 
sich die Gesamtgestehungskosten seit der letzten Preisanpassung um mehr als 5 % verändert haben.
13.7 Führt eine Kostenveränderung nach Ziff. 13.2 bis 13.5 zu einer wesentlichen Senkung der 
Gesamtgestehungskosten, so ist die infra auf Verlangen des Wärmekunden zu einer entsprechen-
den Anpassung verpflichtet. Ziff. 13.6 gilt entsprechend.
13.8 Änderungen der Preise nach den Ziff. 13.2 bis 13.5 werden jeweils zum Monatsbeginn 
und erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam. § 4 Abs. 2 AVBFernwärmeV bleibt unberührt. 
Änderungen der Preise nach Ziff. 13.3 und Ziff. 13.5 werden frühestens mit Inkrafttreten der 
gesetzlichen Regelung wirksam.
13.9 Eine Preisanpassung nach Ziff. 13.2 bis 13.5 ist ausgeschlossen, soweit hierdurch der Ge-
winn der infra erhöht wird oder vollumfänglich entfällt oder die Gesamtgestehungskostenverän-
derung bereits durch ein Kosten- oder Marktelement nach Ziff. 14 erfasst wird.
13.10 Ist bei ein- und demselben Preisanpassungstatbestand die Anwendung von allen Preisan-
passungsrechten nach Ziff. 13.1 bis 13.5 möglich, so darf nur das speziellere Preisanpassungsrecht 
ausgeübt werden. Im Zweifel gilt das Preisanpassungsrecht mit der höheren Ziffer als spezieller.
13.11 Sollte ein in einer Preisgleitklausel in Ziff. 14 verwendeter Preisindex nicht mehr veröf-
fentlicht werden, ein neuer oder anderer Preisindex die Gestehungskostenentwicklung der infra 
wesentlich genauer abbilden oder ändert sich das Verhältnis verschiedener Gestehungskosten-
arten zueinander oder die Höhe des Gewinnanteils wesentlich, so ist die infra berechtigt, die 
Preisgleitklausel entsprechend anzupassen. Bei einer Veränderung der tatsächlichen Kostenent-
wicklung zum Nachteil des Kunden, insbesondere wenn die Gesamtgestehungskosten in der 

Anpassungsperiode wesentlich geringer steigen als die Preise aufgrund der Anpassung durch die 
Preisgleitklausel, ist die infra verpflichtet, die Preisgleitklausel entsprechend anzupassen.
13.12 Das Recht des Kunden, eine Preisanpassung durch ein Gericht überprüfen zu lassen (§ 315 
BGB), bleibt unberührt.

14. Preisgleitung von Grund- und Arbeitspreisen
14.1 Die Arbeits- und Grundpreise für Fernwärme, sowie die Arbeits-, Grund- und Messpreise 
für Trinkwarmwasser unterliegen der Preisgleitung gemäß den nachfolgenden Bestimmungen.
14.2 Der Arbeitspreis für Fernwärme und der Arbeitspreis für Trinkwarmwasser ändern sich bei 
einem unveränderlichen Anteil von 15 % (Fixanteil) zu 30 % entsprechend der Kostenentwick-
lung der Brennstoffkosten (G/G0), zu 15 % entsprechend der Marktentwicklung für Fernwärme 
(FW/FW0), zu 20 % entsprechend der Kostenentwicklung für Investitionsgüter (IG/IG0), zu 10 % 
entsprechend der Kostenentwicklung der Lohnkosten (L/L0), zu 5 % entsprechend der Kostenent-
wicklung für Strom (ST/ST0) und zu 5 % entsprechend der Kostenentwicklung der Nahrungs- und 
Futtermittel (NF/NF0) nach der Formel:

Darin sind:
AP =  der jeweils gültige, neue Arbeitspreis
AP0 = der Basis-Arbeitspreis des Preisblattes zum 1. Oktober 2012 (73,20 Euro/MWh Fernwärme;  
  7,45 Euro/m³  Trinkwarmwasser)
G =  der jeweils gültige Erdgasindex

Dieser wird gemäß Ziff. 14.6 und den veröffentlichten Indexwerten des Statistischen Bun-
desamt Wiesbaden in Fachserie 17, Reihe 2 „Preise und Preisindizes für gewerbliche Pro-
dukte“, lfd. Nr. 635 - Erdgas bei Abgabe an Ortsgasversorgungsunternehmen, ermittelt.

G0 =  der Basiswert des Erdgasindex für den Referenzzeitraum April bis Juni 2012 mit dem  
  Wert von 143,9 (2005 = 100)
FW  =  der jeweils gültige Fernwärmeindex 

Dieser wird gemäß Ziff. 14.6 und den veröffentlichten Indexwerten des Statistischen  
Bundesamt Wiesbaden in Fachserie 17 Reihe 2 „Preise und Preisindizes für gewerbliche  
Produkte“, lfd. Nr. 637 - Fernwärme mit Dampf und Warmwasser ermittelt.

FW0 =  der Basiswert des Fernwärmeindex für den Referenzzeitraum April bis Juni 2012 mit  
  dem Wert von 145,2 (2005 = 100)
IG =  der jeweils gültige Investitionsgüterindex 

Dieser wird gemäß Ziff. 14.6 und den veröffentlichten Indexwerten des Statistischen Bun-
desamt Wiesbaden in Fachserie 17, Reihe 2 „Preise und Preisindizes für gewerbliche Pro-
dukte“, lfd. Nr. 3 - Erzeugnisse des Investitionsgüterproduzenten ermittelt.

IG0 =  der Basiswert des Investitionsgüterindex für den Referenzzeitraum April bis Juni 2012  
  mit dem Wert von 104,8 (2005 = 100)
L =  der jeweils gültige Lohnindex

Dieser wird gemäß Ziff. 14.6 und den veröffentlichten Indexwerten des Statistischen 
Bundesamt Wiesbaden in Fachserie 16, Reihe 4.3 „Verdienste und Arbeitskosten“, Index 
der tarifliche Stundenverdienste des Produzierenden Gewerbes und im Dienstleistungs-
bereich in Deutschland für den Wirtschaftszweig Energieversorgung (lfd. Positionsnum-
mer D) ermittelt.

L0 =  der Basiswert des Lohnindex für den Referenzzeitraum Februar bis April 2012 mit   
  einem Wert von 120,3 (2005 = 100) 
ST =  der jeweils gültige Stromindex 

Dieser wird gemäß Ziff. 14.6 und den veröffentlichten Indexwerten des Statistischen Bun-
desamt Wiesbaden in Fachserie 17 Reihe 2 „Preise und Preisindizes für gewerbliche Pro-
dukte“, lfd. Nr.618 - Elektrischen Strom, bei Abgabe an gewerbliche Anlagen, ermittelt. 

ST0 =  der Basiswert des Stromindex für den Referenzzeitraum April bis Juni 2012 mit dem  
  Wert von 137,7 (2005 = 100)
NF =  der jeweils gültige Nahrungs- und Futtermittelindex 

Dieser wird gemäß Ziff. 14.6 und den veröffentlichten Indexwerten des Statistischen 
Bundesamt Wiesbaden in Fachserie 17 Reihe 2 „Preise und Preisindizes für gewerbliche 
Produkte“, lfd. Nr.29 - Nahrungs- und Futtermittel, ermittelt.

NF0 =  der Basiswert des Nahrungs- und Futtermittelindex für den Referenzzeitraum April  
  bis Juni 2012 mit dem Wert von 120,2 (2005 = 100)
14.3 Der Grundpreis für Fernwärme und der Grundpreis für Trinkwarmwasser ändern sich bei ei-
nem unveränderlichen Anteil von 35 % (Fixanteil) zu 30 % entsprechend der Kostenentwicklung 
für Investitionsgüter (IG/IG0) und zu 35% entsprechend der Kostenentwicklung der Lohnkosten 
(L/L0) nach der Formel:

Darin sind:
GP =  der jeweils gültige, neue Grundpreis
GP0 = der für den Kunden gültige Basis-Grundpreis auf Basis des Preisblattes zum 1. Oktober  
  2012 (34,60 Euro/kW Fernwärme; 1,55 Euro/m² Trinkwarmwasser; 18,40 Euro/a Messpreis)
IG =  der jeweils gültige Investitionsgüterindex entsprechend dem Investitionsgüterindex  
  nach Ziff. 14.2
IG0 =  der Basiswert des Investitionsgüterindex für den Referenzzeitraum Januar bis Dezember  
  2011 mit dem Wert von 103,7 (2005 = 100)
L =  der jeweils gültige Lohnindex entsprechend dem Lohnindex nach Ziff. 14.2
L0 =  der Basiswert des Lohnindex für den Referenzzeitraum Januar bis Dezember 2011 
  (Jahreswert) mit einem Wert von 117,1 (2005 = 100)
14.4 Der Messpreis für Trinkwarmwasser ändert sich wie die Grundpreise für Fernwärme und 
Trinkwarmwasser gemäß Ziff. 14.3. 
14.5 Die Grundpreise für Fernwärme und Trinkwarmwasser sowie der Messpreis für Trinkwarm-
wasser werden jeweils mit Wirkung ab 1. Oktober eines jeden Jahres, die Arbeitspreise mit Wir-
kung ab 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eines jeden Jahres angepasst (Anpassungs-
zeitpunkte). 
14.6 Die zur Anpassung der Grundpreise und des Messpreises nach Absatz 14.3 und 14.4 ver-
wendeten jeweils gültigen Indexziffern des Investitionsgüterindex und des Lohnindex bestimmen 
sich nach dem arithmetischen Mittel der Monatswerte Januar bis Dezember des Vorjahres der 
Anpassung.
Die zur Anpassung der Arbeitspreise für Fernwärme und Trinkwarmwasser nach Absatz 14.2 
verwendeten jeweils gültigen Indexziffern bestimmen sich wie folgt: 
- Anpassungszeitpunkt 1. Januar: arithmetisches Mittel der Monatswerte für Juli bis September 
des Vorjahres; Abweichend wird hier für den Lohnindex der Referenzzeitraum Mai bis Juli des 
Vorjahres der Anpassung angesetzt.
- Anpassungszeitpunkt 1. April: arithmetisches Mittel der Monatswerte für Oktober bis Dezember 
des Vorjahres; Abweichend wird hier für den Lohnindex der Referenzzeitraum August bis Oktober 
des Vorjahres des Anpassungsjahres angesetzt.
- Anpassungszeitpunkt 1. Juli: arithmetisches Mittel der Monatswerte für Januar bis März des An-
passungsjahres; Abweichend wird hier für den Lohnindex der Referenzzeitraum November und 
Dezember des Vorjahres der Anpassung bis Januar des Anpassungsjahres angesetzt.
- Anpassungszeitpunkt 1. Oktober: arithmetisches Mittel der Monatswerte April bis Juni des An-
passungsjahres; Abweichend wird hier für den Lohnindex der Referenzzeitraum Februar bis April 
des Anpassungsjahres angesetzt.
14.7 Die sich bei der Berechnung der Kosten- und Marktelemente ergebenden Werte werden 
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ohne Rundung auf zwei Dezimalstellen genau ermittelt. Die sich bei Anwendung der Preisände-
rungsformeln ergebenden neuen Preise werden jeweils auf eine Dezimalstelle gerundet.
14.8 Die infra wird den Kunden über die Preisänderungen unter Ausweisung der jeweiligen geän-
derten Indices und Berechnung rechtzeitig durch ein aktualisiertes Preisblatt informieren.
14.9 Der Grundpreis für Fernwärme sowie der Grund- und Messpreis für Trinkwarmwasser wer-
den tagesgenau abgerechnet.

15. Befreiung von der Grundpreiszahlungspflicht bei Unterbrechung der Versorgung
Wird nach § 5 Absatz 1 Ziff. 2 und § 5 Absatz 2 AVBFernwärmeV die Wärmeversorgung für einen 
Kalendermonat unterbrochen, so entfällt für diesen Zeitraum die Grundpreiszahlungspflicht. In 
allen anderen Fällen sind die anteiligen Jahresgrundpreise unabhängig davon zu bezahlen, ob 
und in welchem Umfang Wärme bezogen worden ist und auf welchen Gründen eine etwaige 
Nichtabnahme von Fernwärme beruht. Die Einstellung der Wärmeversorgung nach § 33 
AVBFernwärmeV befreit den Wärmekunden nicht von der Zahlung der Jahresgrundpreise.

16. Ablesung, Abrechnung und Abschläge
16.1 Nach Ablauf des Ablese- und Abrechnungszeitraumes, der in der Regel 365 Tage umfasst, 
wird das Entgelt abgerechnet. Der Ablese- und Abrechnungszeitraum wird jeweils gesondert 
mitgeteilt. Die infra behält sich eine Änderung des Ablese- und Abrechnungszeitraumes vor. § 24 
AVBFernwärmeV bleibt im Übrigen unberührt.
16.2 Die Messeinrichtungen werden zum Ende des jeweiligen Ablese- und Abrechnungszeitraums 
abgelesen. Die infra ist bei Bedarf berechtigt, Zwischenablesungen vorzunehmen. § 20 
AVBFernwärmeV bleibt im Übrigen unberührt.
16.3 Der Kunde ist verpflichtet, monatliche Abschläge auf seinen Jahresverbrauch zu zahlen. Die 
Abschlagshöhe richtet sich nach den voraussichtlichen Jahreskosten und wird dem Kunden in der 
Regel mit Vertragsbeginn und in jeder Jahresendabrechnung mitgeteilt. Die Abschläge werden in 
Form einer Rechnung eingefordert, wenn kein Bankeinzug vereinbart wurde.
16.4 Zum Ende eines jeden Abrechnungszeitraums und zum Ende des Lieferverhältnisses erstellt 
die infra eine Endabrechnung, in der die im maßgeblichen Abrechnungszeitraum geleisteten 
Abschläge mit den tatsächlich angefallenen Entgelten verrechnet werden. Verlangt der Kunde 
eine Abrechnung in kürzeren Zeitabschnitten, so ist er verpflichtet, die hierdurch zusätzlich 
entstehenden Kosten zu erstatten. Die §§ 24, 25 AVBFernwärmeV bleiben unberührt.
16.5 Rechnungen werden vierzehn Tage nach Zugang fällig, sofern die infra keinen späteren 
Fälligkeitstermin mitteilt.
16.6 Der Kunde ist verpflichtet, bei Zahlungen die ihm zugewiesene Kundennummer anzugeben. 
Trifft der Kunde keine ausdrückliche Bestimmung, wird bei mehreren fälligen Forderungen aus 
diesem Vertrag zunächst die älteste Forderung, bei mehreren gleich alten die Forderung mit 
der geringsten Sicherheit, bei mehreren gleich gesicherten auf jede Forderung verhältnismäßig 
getilgt. Eine spätere anderweitige Tilgungsbestimmung des Kunden ist ausgeschlossen. §§ 366 
Abs. 1, 367 BGB bleiben im Übrigen unberührt.
16.7 Im Falle eines Kundenwechsels während des vereinbarten Abrechnungszeitraumes wird auf 
Grundlage einer Zwischenablesung das Entgelt anteilig abgerechnet. 

17. Zahlungsverzug gemäß § 27 Abs. 2 AVBFernwärmeV
17.1 Bei Zahlungsverzug des Kunden werden die für die erneute Aufforderung zur Zahlung 
(Mahnung) und für die Wiedervorlage der Rechnung durch Beauftragte der infra je Inkassogang 
entstehenden Kosten nach dem jeweils gültigen Preisblatt „Zusatzleistungen Vertrieb“ berechnet.
17.2 Verzugszinsen werden gemäß § 286 Absatz 1 und § 288 BGB zur Abgeltung der 
entstandenen Verzugskosten in Rechnung gestellt.

18. Einstellung der Versorgung gemäß § 33 AVBFernwärmeV
Für eine sonst erforderlich werdende Einstellung sowie für die Wiederaufnahme der Versorgung 
gemäß § 33 AVBFernwärmeV wird dem Kunden jeweils die entstehenden Kosten nach dem 
jeweils gültigen Preisblatt „Zusatzleistungen Netz“ berechnet.

19. Vertragslaufzeit, Kündigung
19.1 Der Vertrag hat eine Dauer von 10 Jahren ab vereinbartem Lieferbeginn. Er verlängert sich 
um jeweils weitere 5 Jahre, soweit er nicht von einer Partei mit einer Frist von neun Monaten 
gekündigt wird.
19.2 Hat der Wärmekunde bereits vor vereinbartem Lieferbeginn ohne einen ausdrücklichen 
Vertrag Fernwärme aus dem Verteilungsnetz der infra entnommen, ist die erste Entnahme der 
Fernwärme als Laufzeitbeginn maßgeblich.
19.3 Werden über einen Hausanschluss ein oder mehrere Wärmekunden versorgt, so bewirkt 
die Beendigung des Anschluss- und Versorgungsvertrages mit dem Anschlussnehmer gleichzeitig 
auch die Beendigung des Vertragsverhältnisses mit den Wärmekunden.
19.4 Das Recht zur außerordentlichen Kündigung, insbesondere in den Fällen der §§ 32 Abs. 3 
und 4, 33 Abs. 4 AVBFernwärmeV, bleibt unberührt.

20. Mehrwertsteuer
Allen genannten Nettopreisen ist die Mehrwertsteuer in der jeweils geltenden Höhe  
hinzuzurechnen.

21. Sonstige Bestimmungen
21.1 Änderungen oder Ergänzungen des Vertrages sollen zu ihrer Nachweisbarkeit schriftlich 
dokumentiert werden. Gleiches gilt für Änderungen dieser Schriftformklausel. Mündliche 
Nebenabreden bestehen bei Vertragsschluss nicht. Für einseitige Gestaltungsrechte, insbesondere 
Leistungsbestimmungsrechte und Kündigungen, ist es abweichend von Satz 1 ausreichend, 
wenn das Gestaltungsrecht von einer Partei schriftlich dokumentiert wird und der anderen Partei 
zugeht. § 2 und § 32 Abs. 6 AVBFernwärmeV bleiben unberührt.
21.2 Die Vertragsparteien werden die im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrages 
erhobenen oder zugänglich gemachten Daten zum Zwecke der Datenverarbeitung im Sinne der 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Durchführung des 
Vertrages notwendig ist. Die Vertragspartner sind berechtigt, insbesondere für die Erfassung und 
Abrechnung der Wärmelieferungen Verbrauchs-, Abrechnungs- und Vertragsdaten an Dritte in 
dem Umfang weiterzugeben, wie dies zur ordnungsgemäßen technischen und kaufmännischen 
Abwicklung erforderlich ist.
21.3 Sitz der für den Kunden zuständigen Betriebsstelle im Sinne von § 34 AVBFernwärmeV 
(Gerichtsstand) ist Fürth.


